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Beschlussempfehlung und Bericht
des Ausschusses fur Verkehr und digitale Infrastruktur (15. Ausschuss)

zu dem Gesetzentwurf der Bundesregierung
— Drucksache 19/27522 —

Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Anderung mautrechtlicher Vorschriften hin-
sichtlich der EinfiUhrung des europaischen elektronischen Mautdienstes

A. Problem

Auf Grundlage der Richtlinie 2004/52/EG sowie der Entscheidung 2009/750/EG
der Kommission wurde ein europdischer elektronischer Mautdienst (EEMD oder
Mautdienst) in der Europdischen Union eingefiihrt. Die Mitgliedstaaten sind nach
den unionsrechtlichen Vorgaben verpflichtet, die Voraussetzungen dafir zu
schaffen, dass der Dienst in den elektronischen Mautsystemen der EU angeboten
werden kann, insbesondere durch die Herstellung der Interoperabilitit der Maut-
systeme. Die Richtlinie 2004/52/EG wurde einer Revision unterzogen. Die ent-
sprechende Richtlinie (EU) 2019/520 ist bis zum 19. Oktober 2021 in deutsches
Recht umzusetzen.

Durch Anderungen im Mautsystemgesetz soll es den zustindigen Behorden des
Bundes oder der Lander ermdglicht werden, die Berechnung der Maut kinftig
einheitlich fur alle Nutzer der EEMD-Anbieter vorzunehmen. Fir das derzeit ein-
zige Mautsystem in Deutschland soll im BundesfernstraRenmautgesetz die Mdg-
lichkeit geschaffen werden, dass das Bundesamt fur Glterverkehr die Berechnung
der Maut durchfiihrt. Es sollen zudem kiinftig Fahrzeuggeréte eingesetzt werden
kénnen, die nicht fest in ein Fahrzeug eingebaut sind (sog. ,,Wind-shield-OBU*"),
oder deren Bedienung Uber eine Applikation auf dem Smartphone erfolgt. Weiter
sind verschiedene gesetzliche Klarstellungen in den Bereichen Datenschutz, Nut-
zung von Mautdaten als Beweismittel in Nacherhebungs- und Ordnungswidrig-
keitenverfahren, Nutzung von Mautdaten fur statistische Zwecke, Aufrechnungs-
verbot gegen Mautforderungen und Verwendung des Mautaufkommens vorgese-
hen.

Es sollen zudem Anderungen des BundesfernstraRenmautgesetzes (Mautbefrei-
ungen, Berechnung der Maut, Mautdaten, Mautsétze) und des Gerichtskostenge-
setzes vorgenommen werden.
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B. L6sung
Dementsprechende Anderung nationaler Vorschriften.

Annahme des Gesetzentwurfs in gednderter Fassung mit den Stimmen der
Fraktionen der CDU/CSU und SPD gegen die Stimmen der Fraktion der
FDP bei Stimmenthaltung der Fraktionen AfD, DIE LINKE. und BUNDNIS
90/DIE GRUNEN.

C. Alternativen
Ablehnung.

D. Kosten

Wurden nicht erortert.
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Beschlussempfehlung

Der Bundestag wolle beschlieRen,

den Gesetzentwurf auf Drucksache 19/27522 mit folgenden MaRgaben, im Ubri-
gen unverandert anzunehmen:

1.

Artikel 2 wird wie folgt gedndert:

a)

b)

VVor Nummer 1 wird folgende neue Nummer 1 eingefigt:

,1. In 8 1 Absatz 2 Satz 1 Nummer 8 werden nach den Wartern ,,mit
Erdgas betriebene Fahrzeuge* die Wérter ,,die werksseitig fir den
Betrieb mit CNG, LNG oder als Zweistoffmotor mit LNG/Diesel
ausgeliefert wurden und Uber eine Systemgenehmigung gemaf
Verordnung VO (EG) Nr. 595/2009 verfligen,” eingefiigt.

Die bisherigen Nummern 1 bis 9 werden die Nummern 2 bis 10.
Die neue Nummer 2 Buchstabe b wird wie folgt gefasst:
,b)  Nach Absatz 3 werden folgende Absétze 3a und 3b eingefiigt:

,»(3a) Erfolgt die Berechnung der Maut fiir die Nutzer von Anbie-
tern nach § 10 Absatz 1 und § 11 Absatz 1 des Mautsystemgesetzes,
einschlieflich des Erkennungsprozesses zur Unterscheidung maut-
pflichtiger von nicht mautpflichtigen Streckenabschnitten und der Er-
mittlung der abschnittsbezogenen Erhebungsdaten und der Erstellung
der Mautbuchungsnachweise, durch das Bundesamt fiir Gliterverkehr,
muss ein Anbieter dem Bundesamt fir Guterverkehr zu diesem Zweck
die in Absatz 3 Satz 3 Nummer 5, 6 und 7 Buchstabe b sowie Nummer
8 bis 10 genannten Daten tibermitteln. Das Bundesamt fur Guterverkehr
darf die in Absatz 3 Satz 3 Nummer 5, 6 und 7 Buchstabe b sowie Num-
mer 8 bis 10 genannten Daten zu dem in Satz 1 genannten Zweck erhe-
ben, speichern und verwenden. Nach Abschluss des Erkennungsprozes-
ses Ubermittelt das Bundesamt fur Giiterverkehr den Anbietern nach 8§
10 Absatz 1 und § 11 Absatz 1 des Mautsystemgesetzes die Mautbu-
chungsnachweise. Die Berechnung der Maut fiir die Nutzer von Anbie-
tern nach 8 10 Absatz 1 und 8 11 Absatz 1 des Mautsystemgesetzes
erfolgt ab dem 1. Januar 2026 ausschlieflich durch das Bundesamt fiir
Guterverkehr. Das Bundesamt furr Glterverkehr kann den Betreiber mit
der Berechnung der Maut beauftragen. Die Beauftragung ist vom Bun-
desamt fur Giterverkehr im Bundesanzeiger bekannt zu geben. § 4 Ab-
satz 3 Satz 4 und 5 gilt entsprechend.

(3b) Abweichend von Absatz 3 Satz 4 und 5 darf im Zeitraum bis
zum 31. Dezember 2025 das Bundesamt fuir Gterverkehr bei Vorliegen
eines Verdachts eines Verstolles gegen die Kabotageregelungen geman
Artikel 8 der Verordnung (EG) Nr. 1072/2009 des Europdischen Parla-
ments und des Rates vom 21. Oktober 2009 iber gemeinsame Regeln
fiir den Zugang zum Markt des grenziiberschreitenden Giiterkraftver-
kehrs (ABI. L 300 vom 14.11.2009, S. 72) in der jeweils geltenden Fas-
sung die in Absatz 3 Satz 3 Nummer 5 und 10 genannten Daten zum
ersten befahrenen Mautabschnitt nach der Einfahrt in das Bundesgebiet
und zum letzten befahrenen Mautabschnitt vor der Ausfahrt aus dem
Bundesgebiet zum Zweck der Ermittlung des Ortes und der Zeit des
Grenzibertritts von in einem Mitgliedstaat der Européischen Union o-
der im Europaischen Wirtschaftsraum zugelassenen Fahrzeugen fiir die
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d)

e)

Verfolgung von Ordnungswidrigkeiten nach § 19 Absatz 2a und Absatz
4 Nummer 2 des Giiterkraftverkehrsgesetzes verarbeiten.”

In der neuen Nummer 8 Buchstabe ¢ werden nach den Wéortern , fir
statistische Zwecke* die Worter ,,und fir Zwecke des Verkehrsmana-

gements* eingefugt.

Nach der neuen Nummer 10 werden folgende Nummern 11 bis 13 an-
gefiigt:

,11. Dem § 14 werden folgende Absatze 6 und 7 angefligt:

,»(6) Fir Sachverhalte, die ab dem 1. Januar 2019 und bis
zum Ablauf des 27. Oktober 2020 entstanden sind, bestimmt sich
der Mautsatz abweichend von § 3 Absatz 3 nach der Anlage 7.

(7) Fir Sachverhalte, die ab dem 28. Oktober 2020 und bis
zum Ablauf des 30. September 2021 entstanden sind, bestimmt
sich der Mautsatz abweichend von § 3 Absatz 3 nach der Anlage

12.

8."

Anlage 1 wird wie folgt geéndert:

a) Nummer 1 wird wie folgt gefasst:

111'

Mautteilsatz fiir die Infrastrukturkosten je Kilometer
nach § 3 Absatz 1 Nummer 1:

mautpflichtige Fahrzeuge oder Fahrzeugkombinatio-

nen:

a)

b)

d)

mit einem zul&ssigen Gesamtgewicht von 7,5 bis
unter 12 Tonnen unabhdngig von der Anzahl der
Achsen 0,065 Euro,

mit einem zuldssigen Gesamtgewicht von 12
Tonnen bis 18 Tonnen unabhangig von der An-
zahl der Achsen 0,112 Euro,

mit einem zuldssigen Gesamtgewicht von mehr
als 18 Tonnen sowie bis zu drei Achsen 0,155
Euro,

mit einem zuldssigen Gesamtgewicht von mehr
als 18 Tonnen sowie vier oder mehr Achsen
0,169 Euro.”

b) Nummer 2 Buchstabe a) wird wie folgt gefasst:

»a)

mautpflichtige Fahrzeuge oder Fahrzeugkombinatio-
nen unbeschadet der Zahl der Achsen, des zuldssigen
Gesamtgewichts und der benutzten Stralen:

aa)
bb)
cc)
dd)

ee)

ff)

0,012 Euro in der Kategorie A,
0,023 Euro in der Kategorie B,
0,034 Euro in der Kategorie C,
0,067 Euro in der Kategorie D,
0,078 Euro in der Kategorie E,
0,089 Euro in der Kategorie F.“

13. Folgende Anlagen 7 und 8 werden angefugt:
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»Anlage 7 (zu 8 14 Absatz 6)

Mautsétze im Zeitraum vom 1. Januar 2019 bis zum Ab-

lauf des 27. Oktober 2020

1. Mautteilsatz fir die Infrastrukturkosten je Kilometer nach
§ 3 Absatz 1 Nummer 1:

mautpflichtige Fahrzeuge oder Fahrzeugkombinationen:

a)

b)

c)

d)

mit einem zuldssigen Gesamtgewicht von 7,5 bis unter
12 Tonnen unabhéngig von der Anzahl der Achsen 0,08
Euro,

mit einem zul&ssigen Gesamtgewicht von 12 Tonnen
bis 18 Tonnen unabhéangig von der Anzahl der Achsen
0,115 Euro,

mit einem zuldssigen Gesamtgewicht von mehr als 18
Tonnen sowie bis zu drei Achsen 0,16 Euro,

mit einem zuldssigen Gesamtgewicht von mehr als 18
Tonnen sowie vier oder mehr Achsen 0,174 Euro.

2. Mautteilsatz fur die verursachten Luftverschmutzungskos-
ten je Kilometer nach § 3 Absatz 1 Nummer 2:

a)

b)

mautpflichtige Fahrzeuge oder Fahrzeugkombinatio-
nen unbeschadet der Zahl der Achsen, des zuléssigen
Gesamtgewichts und der benutzten Stralen:

aa) 0,011 Euro in der Kategorie A,
bb) 0,022 Euro in der Kategorie B,
cc) 0,032 Euro in der Kategorie C,
dd) 0,064 Euro in der Kategorie D,
ee) 0,074 Euro in der Kategorie E,
ff) 0,085 Euro in der Kategorie F.

Zuordnung der Fahrzeuge nach 8 1 Absatz 1 zu den in
Buchstabe a aufgefiihrten Kategorien auf Grund ihrer
Emissionsklasse nach § 48 in Verbindung mit Anlage
XIV der StraBenverkehrs-Zulassungs-Ordnung:

aa) Kategorie A Fahrzeuge der Schadstoff-
klasse S 6,

bb) Kategorie B Fahrzeuge der EEV Kilasse 1
und der Schadstoffklasse S 5,

cc) Kategorie C Fahrzeuge der Schadstoff-

klasse S 4 sowie Fahrzeuge der Schadstoffklasse
S 3, die der Partikelminderungsklasse PMK 2 oder
héher im Sinne der Anlage XXV 11 der StraBenver-
kehrs-Zulassungs-Ordnung angehdren,

dd) Kategorie D Fahrzeuge der Schadstoff-
klasse S 3 sowie Fahrzeuge der Schadstoffklasse
S 2, die der Partikelminderungsklasse PMK 1 oder
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hoher im Sinne der Anlage XXVII der Strallenver-
kehrs-Zulassungs-Ordnung angehéren,

ee) Kategorie E Fahrzeuge der Schadstoff-
klasse S 2,
ff) Kategorie F Fahrzeuge der Schadstoff-

klasse S 1 sowie Fahrzeuge, die keiner Schadstoff-
klasse der Anlage XIV der StraRenverkehrs-Zu-
lassungs-Ordnung angehdren.

3. Maultteilsatz fiir die verursachten Larmbelastungskosten je
Kilometer nach § 3 Absatz 1 Nummer 3: 0,002 Euro.

Anlage 8 (zu § 14 Absatz 7)

Mautséatze im Zeitraum vom 28. Oktober 2020 bis zum
Ablauf des 30. September 2021

1. Mautteilsatz fir die Infrastrukturkosten je Kilometer nach
8 3 Absatz 1 Nummer 1:

mautpflichtige Fahrzeuge oder Fahrzeugkombinationen:

a) mit einem zuldssigen Gesamtgewicht von 7,5 bis unter
12 Tonnen unabhdngig von der Anzahl der Achsen
0,065 Euro,

b) mit einem zuldssigen Gesamtgewicht von 12 Tonnen
bis 18 Tonnen unabhéngig von der Anzahl der Achsen
0,112 Euro,

c) mit einem zuldssigen Gesamtgewicht von mehr als 18
Tonnen sowie bis zu drei Achsen 0,155 Euro,

d) mit einem zul8ssigen Gesamtgewicht von mehr als 18
Tonnen sowie vier oder mehr Achsen 0,169 Euro.

2. Maultteilsatz fur die verursachten Luftverschmutzungskos-
ten je Kilometer nach § 3 Absatz 1 Nummer 2:

a) mautpflichtige Fahrzeuge oder Fahrzeugkombinatio-
nen unbeschadet der Zahl der Achsen, des zuldssigen
Gesamtgewichts und der benutzten StralRen:

aa) 0,011 Euro in der Kategorie A,
bb) 0,022 Euro in der Kategorie B,
cc) 0,032 Euro in der Kategorie C,
dd) 0,064 Euro in der Kategorie D,
ee) 0,074 Euro in der Kategorie E,
ff) 0,085 Euro in der Kategorie F.

b)  Zuordnung der Fahrzeuge nach § 1 Absatz 1 zu den in
Buchstabe a aufgefiihrten Kategorien auf Grund ihrer
Emissionsklasse nach § 48 in Verbindung mit Anlage
XIV der StraBenverkehrs-Zulassungs-Ordnung:

aa) Kategorie A Fahrzeuge der Schadstoff-
klasse S 6,
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bb) Kategorie B Fahrzeuge der EEV Kilasse 1
und der Schadstoffklasse S 5,
cc) Kategorie C Fahrzeuge der Schadstoff-

dd)

ee)

f)

klasse S 4 sowie Fahrzeuge der Schadstoffklasse
S 3, die der Partikelminderungsklasse PMK 2 oder
hoher im Sinne der Anlage XXVII der Strallenver-
kehrs-Zulassungs-Ordnung angehéren,

Kategorie D Fahrzeuge der Schadstoff-
klasse S 3 sowie Fahrzeuge der Schadstoffklasse
S 2, die der Partikelminderungsklasse PMK 1 oder
héher im Sinne der Anlage XXV 11 der StraRenver-
kehrs-Zulassungs-Ordnung angehdren,

Kategorie E Fahrzeuge der Schadstoff-
klasse S 2,
Kategorie F Fahrzeuge der Schadstoff-

klasse S 1 sowie Fahrzeuge, die keiner Schadstoff-
klasse der Anlage XIV der StraBenverkehrs-Zu-
lassungs-Ordnung angehdéren.

Mautteilsatz fiir die verursachten Larmbelastungskosten je
Kilometer nach § 3 Absatz 1 Nummer 3: 0,002 Euro.”

2. In Artikel 3 werden die Worter ,,und nach § 10a BFStrMG in Verbindung
mit § 25a Abs. 3 StVG* durch die Worter ,,oder des 8 10a Absatz 1 Satz 1

BFStrMG* ersetzt.

Berlin, den 19. Mai 2021

Der Ausschuss fur Verkehr und digitale Infrastruktur

Cem Ozdemir
Vorsitzender

Oliver Luksic
Berichterstatter
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Bericht des Abgeordneten Oliver Luksic

A. Allgemeiner Teil

I.  Uberweisung

Der Deutsche Bundestag hat den Gesetzentwurf auf Drucksache 19/2752255 in seiner 218. Sitzung am 25. Marz
2021 beraten und hat ihn an den Ausschuss fir Verkehr und digitale Infrastruktur zur federfiihrenden Beratung
sowie an den Ausschuss flir die Angelegenheiten der Europaischen Union und an den Haushaltsausschuss zur
Mitberatung Uberwiesen.

II.  Wesentlicher Inhalt der Vorlage

Der Gesetzentwurf beinhaltet im Wesentlichen Anderungen nationaler Vorschriften zur Erhebung von strecken-
bezogenen Gebiihren aufgrund geénderten européischen Rechts und zur Schaffung der Mdoglichkeit der einheitli-
chen Berechnung der Maut durch die zustandigen Behorden des Bundes oder der Lander sowie zu Klarstellungen
bei bestehenden mautrechtlichen Regelungen.

Hintergrund der vorgesehenen Regelungen ist, dass auf Grundlage der Richtlinie 2004/52/EG sowie der Entschei-
dung 2009/750/EG der Kommission ein europdischer elektronischer Mautdienst in der Europdischen Union ein-
gefuhrt wurde und die Mitgliedstaaten nach den unionsrechtlichen VVorgaben verpflichtet sind, die VVoraussetzun-
gen dafir zu schaffen, dass der Dienst in den elektronischen Mautsystemen der EU angeboten werden kann, ins-
besondere durch die Herstellung der Interoperabilitit der Mautsysteme. Die Richtlinie 2004/52/EG wurde einer
Revision unterzogen. Die entsprechende Richtlinie (EU) 2019/520 ist bis zum 19. Oktober 2021 in deutsches
Recht umzusetzen.

Weiterhin wird mit dem Gesetzentwurf angestrebt, durch Anderungen im Mautsystemgesetz den zustandigen Be-
horden des Bundes oder der Lander kiinftig zu ermdglichen, die Berechnung der Maut kunftig einheitlich fir alle
Nutzer der EEMD-Anbieter vorzunehmen. Fir das derzeit einzige Mautsystem in Deutschland soll im Bundes-
fernstraBenmautgesetz die Mdglichkeit geschaffen werden, dass das Bundesamt fur Guterverkehr die Berechnung
der Maut durchfihrt. Es sollen zudem kiinftig Fahrzeuggeréte eingesetzt werden kdnnen, die nicht fest in ein
Fahrzeug eingebaut sind (sog. ,,Wind-shield-OBU*"), oder deren Bedienung tber eine Applikation auf dem Smart-
phone erfolgt. Weiter sollen verschiedene gesetzliche Klarstellungen in den Bereichen Datenschutz, Nutzung von
Mautdaten als Beweismittel in Nacherhebungs- und Ordnungswidrigkeitenverfahren, Nutzung von Mautdaten fur
statistische Zwecke, Aufrechnungsverbot gegen Mautforderungen und Verwendung des Mautaufkommens vor-
genommen werden.

lll. Stellungnahmen der mitberatenden Ausschisse

Der Ausschuss fur die Angelegenheiten der Europdischen Union hat den Gesetzentwurf auf Drucksache
19/27522 in seiner 93. Sitzung am 5. Mai 2021 beraten und erneut in seiner 94. Sitzung am 19. Mai 2021. In
seinem Votum vom 19. Mai 2021 empfiehlt er mit den Stimmen der Fraktionen der CDU/CSU, SPD und FDP
gegen die Stimmen der Fraktion der FDP bei Stimmenthaltung der Fraktionen AfD, DIE LINKE. und BUNDNIS
90/DIE GRUNEN dessen Annahme in der Fassung des Anderungsantrags der Fraktionen der CDU/CSU und SPD
auf Ausschussdrucksache 19(15)503. Den Anderungsantrag der Fraktionen der CDU/CSU und SPD auf Aus-
schussdrucksache 19(15)503 hat er mit den Stimmen der Fraktionen der CDU/CSU und SPD gegen die Stimmen
der Fraktionen FDP und BUNDNIS 90/DIE GRUNEN bei Stimmenthaltung der Fraktionen AfD und DIE LINKE.
angenommen.
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Der Haushaltsausschuss hat den Gesetzentwurf auf Drucksache 19/27522 in seiner 98. Sitzung am 19. Mai 2021
beraten und empfiehlt mit den Stimmen der Fraktionen der CDU/CSU und SPD gegen die Stimmen der Fraktion
der FDP bei Stimmenthaltung der Fraktionen AfD, DIE LINKE. und BUNDNIS 90/DIE GRUNEN dessen An-
nahme in der Fassung des Anderungsantrags der Fraktionen der CDU/CSU und SPD auf Ausschussdrucksache
19(8)8655.

IV. Beratungsverlauf und Beratungsergebnisse im federfihrenden Ausschuss

Der Ausschuss fur Verkehr und digitale Infrastruktur hat den Gesetzentwurf auf Drucksache 19/27522 in
seiner 113. Sitzung am 19. Mai 2021 beraten. Die Fraktionen der CDU/CSU und SPD haben dazu einen Ande-
rungsantrag eingebracht (Ausschussdrucksache 19(15)503), dessen Inhalt sich aus der Beschlussempfehlung so-
wie aus dem Besonderen Teil dieses Berichts ergibt.

Die Fraktion der CDU/CSU &ulierte, sie begriiBe den Gesetzentwurf. Die Moglichkeit zur Berechnung der Lkw-
Maut durch die Behdrden des Bundes und der L&nder, aktuell durch das BAG, bringe mehr Flexibilitat hinsichtlich
der Gestaltung des Mautsystems. Gleichzeitig werde die einheitliche Tarifierung fur alle Mautpflichtigen tber
das gleiche System sichergestellt. Die Anbieter profitierten von einem einfachen Zulassungsverfahren und gerin-
geren Anfangsinvestitionen. Um einen Ausgleich fiir die bestehenden EEMD Anbieter zu schaffen, sehe der An-
derungsantrag vor, dass die Berechnung der Maut erst ab dem 1. Januar 2026 ausschlieBlich durch das BAG
erfolgen werde. Damit werde fiir einen Wettbewerbs- und einen Investitionsschutz gesorgt. Mit dem Anderungs-
antrag habe man das Gesetz um einige Regelungen positiv erweitert. Der Einsatz der Mautdaten zur Verfolgung
von KabotageversttRen sei ein ganz wichtiges Thema. Derzeit konne das BAG im konkreten Verdachtsfall die
Einhaltung dieser Kabotageregelungen nur schwer prifen und kontrollieren. Ein weiterer wichtiger Aspekt be-
treffe die Beschrankung der Mautbefreiung auf werksseitige Erdgasfahrzeuge. Damit werde Missbrauch vorge-
beugt. Die Anpassung der Mautberechnung ermdgliche auch ein geordnetes Erstattungsverfahren.

Die Fraktion der SPD schloss sich der von der Fraktion der CDU/CSU vertretenen Auffassung an, dass mit dem
Gesetzentwurf und dem eingebrachten Anderungsantrag der Koalition wichtige Punkte angegangen wiirden. Es
bedeute einen grof3en Fortschritt, wenn man Kabotage-Betrug jetzt wirksamer bek&mpfen kdnne, indem man bei-
spielsweise Daten Uber Grenzlibertritte auch im Falle des Verdachts nutzen kénne. Die Bekdmpfung des Kabo-
tage-Betruges sei ganz wichtig, um hochgradig unsozialen Wettbewerb zu verhindern, auch im Interesse der an-
standig arbeitenden Unternehmen. Sie finde es ferner positiv, wenn Mautdaten kinftig fur das Verkehrsmanage-
ment genutzt werden dirften. Auch die Beschrankung der Mautbefreiung auf Fahrzeuge, die werksseitig so aus-
gerUstet seien, bringe mehr Rechtssicherheit. Mit den neuen Regelungen erhielten die Mautdienstleister mehr
Planungs- und Einnahmensicherheit, da erst zum 1. Januar 2026 die endgtiltige Regelung greife. Das Gesetz be-
deute also nicht nur die bloBe Umsetzung einer EU-Richtlinie, sondern sei dariiber hinaus ein wichtiger Schritt
nach vorne.

Die Fraktion der AfD fiihrte aus, die Einflihrung des Mautdienstes diene der Entblrokratisierung des grenziiber-
schreitenden StraRenguterverkehrs in Europa. Diese Entbirokratisierung innerhalb eines gemeinsamen europai-
schen Wirtschaftsraums sei begruBenswert. Sie bewerte es aber als kritisch, dass der Gesetzentwurf erstmalig
einen Anspruch der EEMD-Anbieter auf eine Verglitung durch den Bund vorsehe. Gleiches gelte fiir die Mdg-
lichkeit des Informationsaustauschs zwischen den Mitgliedsstaaten der EU (ber die Nach- oder Nichtentrichtung
der Maut, in Bezug auf Daten zum Fahrzeug und Eigentiimer oder Halter des Fahrzeugs Uber das européische
Fahrzeug- und Fuhrerscheininformationssystem EUCARIS. Die Lkw-Maut sei eine Haupteinnahmequelle zur
Finanzierung der FernstraBen des Bundes. Das sei im GroRen und Ganzen auch gerecht, weil die Nutzer der
FernstraBen einen leistungsgerechten Beitrag entrichteten. Sie sehe hier aber die Gefahr von Begehrlichkeiten,
einerseits durch 6kosozialistische Forderungen, den Finanzierungskreislauf Stral3e aufzubrechen, und andererseits
durch etwaige Begehrlichkeiten der EU, bei Infrastrukturabgaben eine direkte oder indirekte EU-Haushaltsfinan-
zierung einzufihren. Beides lehne sie ab.

Die Fraktion der FDP erklirte, bei der Anderung mautrechtlicher Vorschriften hinsichtlich der Einfilhrung des
europdischen elektronischen Mautdienstes (EEMD) gehe es vor allem um die Umsetzung von Europarecht in
deutsches Recht. Der Gesetzentwurf der Bundesregierung verfolge das Ziel der Entburokratisierung und solle die
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Madglichkeit schaffen, einen Vertrag mit einem Anbieter in der gesamten EU nutzbar zu machen. Da die Mit-
gliedsstaaten mit unterschiedlichen Mautabrechnungssystemen arbeiteten, seien sie verpflichtet, die Interoperabi-
litdt zwischen den Systemen herzustellen. Ein weiteres Thema betreffe die Nutzung von Mautdaten zu Kontroll-
zwecken, vor allem bei der Einhaltung von Kabotage-Vorschriften, und werfe damit Fragen zum Datenschutz auf.
Nach ihrer Meinung sei es sinnvoll und notwendig, die Richtlinie umzusetzen, soweit das europarechtlich geboten
sei. Der Gesetzentwurf gehe aber Uber das europarechtlich Notwendige hinaus. Wenn ab 2026 mautbezogene
Dienstleistungen von privatwirtschaftlichen Anbietern namentlich auf Toll Collect Gibertragen wiirden, berge das
die Gefahr einer Art Monopolisierung und Verstaatlichung. Das Gesetz schrénke auch ein Stiick weit die Berufs-
freiheit derjenigen ein, die bereits am Markt aktiv seien und die einen gewissen Vertrauensschutz gendssen.

Die Fraktion DIE LINKE. betonte, eine europaweit einheitliche Regelung der sogenannten Lkw-Maut sei aus
ihrer Sicht eine ganz wesentliche Sdule und ein grofRer Schritt nach vorne in Bezug auf die Bepreisung fir verur-
sachte Umweltschaden und in Bezug auf die StraBeninfrastruktur. Sie werde sich dennoch der Stimme enthalten,
weil sie bei dem Thema ,,Befreiung oder Entlastung von erdgasbetriebenen Lkw* eine grundsatzlich andere Mei-
nung habe. Erdgas sei zwar im Vergleich zum Dieselkraftstoff wesentlich umweltfreundlicher, aber seine Nutzung
bilde bei weitem nicht den aktuellen Stand der Technik flr den Gutertransport ab. Der Giterfernverkehr misse
schwerpunktméRig verstarkt auf die Schiene gelegt werden. Weiter kritisierte sie, dass die Erl6se aus der Lkw
Maut auch fur den Stralenbau zur Verfiigung gestellt wiirden. Infrastrukturausbau, also die Erweiterung von Stra-
Ren beziehungsweise der StraBenneubau, dirfte inres Erachtens aus der Lkw-Maut nicht finanziert werden. Uber-
schussige Mittel sollten besser der Verlagerung auf die Schiene gewidmet werden.

Die Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN fuhrte aus, der Gesetzentwurf beinhalte sehr viele formale Elemente
zur Umsetzung von européischem Recht und auch andere Regelungen, die sie nicht kritisiere. Sie befurworte
durchaus, dass eine gewisse Entburokratisierung im grenziberschreitenden Straflenglterverkehr stattfinden
werde. Sie sehe aber kritisch, was mit dem Anderungsantrag der Koalition nochmal verstéirkt werde, dass man
Erdgas-Lkw durch die Regelungen bevorzuge. Erdgasbetriebene Lkw seien keine gute Lésung im Bereich des
Gterverkehrs und fur den Klimaschutz; der Umweltvorteil sei marginal. Ein Gutachten aus dem letzten Jahr habe
auch bestéatigt, dass die Nutzung erdgasbetriebener Lkw ein Irrweg sei und keinen Ansatz einer Losung darstelle.
Deswegen werde sie sich gegen den Anderungsantrag der Koalitionsfraktionen aussprechen und sich bei dem
Gesetzentwurf der Stimme enthalten.

Der Ausschuss fir Verkehr und digitale Infrastruktur hat den Anderungsantrag der Fraktionen der CDU/CSU
und SPD auf Ausschussdrucksache 19(15)503 mit den Stimmen der Fraktionen der CDU/CSU und SPD gegen
die Stimmen der Fraktionen FDP und BUNDNIS 90/DIE GRUNEN bei Stimmenthaltung der Fraktionen AfD
und DIE LINKE. angenommen. Er empfiehlt mit den Stimmen der Fraktionen der CDU/CSU und SPD gegen die
Stimmen der Fraktion der FDP bei Stimmenthaltung der Fraktionen AfD, DIE LINKE. und BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN die Annahme des Gesetzentwurfs auf Drucksache 19/27522 in der Fassung des Anderungsantrags der
Fraktionen der CDU/CSU und SPD auf Ausschussdrucksache 19(15)503.

B. Besonderer Teil
Begrundung zu den Anderungen
Zu Nummer 1 (Anderung des BundesfernstralRenmautgesetzes)
Zu Buchstabe a (§ 1 Absatz 2 Satz 1 Nummer 8 des BFStrMG)

Die geltende und bis zum 31. Dezember 2023 befristete Mautbefreiung fiir Giberwiegend mit Erdgas betriebene
Fahrzeuge umfasst sowohl werkseitig ausgelieferten Erdgas-Fahrzeuge als auch umgerdistete sowie um ein oder
mehrere Erdgastanks erganzte Diesel-Fahrzeuge. Das Bundesamt fiir Giiterverkehr hat im Rahmen von StraRen-
kontrollen bei umgeristeten sowie um Erdgastanks erganzten Diesel-Fahrzeugen Missbrauchsfélle aufgedeckt.
Zum Beispiel wurden unrichtige Dokumente tber eine Umriistung vorgelegt, die nicht durchgefiihrt wurde. In
anderen Fallen wurden die Fahrzeuge zwar mit Erdgas-Tanks nachgerstet, jedoch besteht die Méglichkeit, mit-
tels Schalter zwischen Diesel- und Erdgas-Betrieb zu wechseln. In solchen Fallgestaltungen ist es kaum mdglich
festzustellen, ob Uberwiegend ein Erdgas-Betrieb erfolgt.
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Die Mautbefreiung flir Erdgas-Fahrzeuge hat das Ziel, den Markthochlauf von Erdgas-Fahrzeugen im Giiterkraft-
verkehr zu unterstiitzen. Umgerustete Diesel-Fahrzeuge konnen zu diesem Ziel nur einen geringen Beitrag leisten,
so dass die Mautbefreiung kiinftig auf werkseitig ausgelieferte Erdgas-Fahrzeuge fokussiert werden soll.

Durch das Einfugen der Worter ,,die werksseitig fuir den Betrieb mit CNG, LNG oder als Zweistoffmotor mit
LNG/Diesel ausgeliefert wurden und tiber eine Systemgenehmigung geméaR Verordnung VO (EG) Nr. 595/2009
verfugen“ am Beginn der Nummer 8 wird klargestellt, dass zukinftig nur noch Erdgas-Fahrzeuge der Schadstoff-
klasse Euro VI von der Privilegierung in 8 1 Absatz 2 Satz 1 Nummer 8 des Bundesfernstralenmautgesetzes
profitieren sollen.

Nachtraglich auf Erdgas umgeristete bzw. um ein oder mehrere Erdgastanks erganzte Fahrzeuge erfillen nicht
das Merkmal ,,werkseitig ... ausgeliefert®. Mit der werkseitigen Auslieferung ist die Konfiguration des Neufahr-
zeuges durch den Fahrzeughersteller vor der erstmaligen verkehrsrechtlichen Zulassung gemeint.

Im Fall von Fahrzeugkombinationen ist das Motorfahrzeug fiir die Mautbefreiung der Kombination malRgebend
(8 1 Absatz 2 Satz 3 des BundesfernstraBenmautgesetzes).

Auch wenn der Wortlaut der Nummer 8 weiterhin fiir den Beginn der Regelung den 1. Januar 2019 benennt, ist
damit keine Riickwirkung gemeint. Fiir Fahrten, die vor dem Inkrafttreten des vorliegenden Anderungsgesetzes
durchgefiihrt wurden, bleibt es bei der bisherigen Rechtslage. Fir nachtréglich umgeriistete bzw. um ein oder
mehrere Erdgastanks erganzte Fahrzeuge erlischt mit Inkrafttreten dieses Anderungsgesetzes die Mautbefreiung,
d.h. diese gilt nicht bis zum 31. Dezember 2023 (bisherige Rechtslage) weiter.

Zu Buchstabe b

Folgednderung zu Buchstabe a.

Zu Buchstabe c (8 4 des BFStrMG)
(Zu § 4 Absatz 3a des BFStrMG)

Die Ubergangsfrist fur die Durchfiinrung der Berechnung der Maut allein durch das Bundesamt fiir Giiterverkehr
soll gesetzlich festgeschrieben werden. Die Berechnung fiir die Nutzer der EEMD-Anbieter kann bis zum 31.De-
zember 2025 entweder vom Bundesamt fir Giiterkehr oder von den EEMD-Anbietern vorgenommen werden. Ab
dem 1. Januar 2026 wird die Berechnung fiir alle mautpflichtigen Fahrzeuge vom Bundesamt fiir Giterverkehr
oder vom Betreiber durchgefiihrt, sofern der Betreiber dazu beauftragt wurde.

Die Beauftragung des Betreibers mit der Berechnung der Maut fiir die Nutzer von Anbietern nach § 10 Absatz 1
und 8 11 Absatz 1 des Mautsystemgesetzes nach § 4 Absatz 3a Satz 4 des BundesfernstraBenmautgesetzes soll
wie die Beauftragung des Betreibers mit der Mitwirkung an der Erhebung der Maut nach § 4 Absatz 3 Satz 1 des
BundesfernstraBenmautgesetzes vom Bundesamt fiir Giterverkehr im Bundesanzeiger bekanntgegeben werden,
um einen Gleichlauf mit 8 4 Absatz 3 Satz 2 des BundesfernstraRenmautgesetzes zu erreichen.

(2u & 4 Absatz 3b des BFStrMG)

Die Mautdaten nach 8§ 4 Absatz 3 Satz 3 Nr. 5 (Kennzeichen des Fahrzeugs oder der Fahrzeugkombination) und
10 (Positionsdaten des zum Zweck der Mauterhebung im Fahrzeug befindlichen Fahrzeuggerats) des Bundesfern-
straBenmautgesetzes kénnen im Rahmen der Durchfiihrung von Ordnungswidrigkeitenverfahren wegen des Ver-
stoRes gegen die unionsrechtlichen Vorschriften zur Kabotage unterstiitzende Indizien liefern.

Kabotage ist die innerstaatliche Giiterbeférderung durch Unternehmen aus anderen EU-Mitgliedstaaten. Erlaubt
sind nach Artikel 8 der Verordnung (EG) Nr. 1072/2009 des Européischen Parlaments und des Rates vom 21.
Oktober 2009 liber gemeinsame Regeln fiir den Zugang zum Markt des grenziiberschreitenden Guterkraftverkehrs
(ABI. L 300 vom 14.11.20009, S. 72) grundséatzlich drei innerstaatliche Glterbeférderungen innerhalb von sieben
Tagen im Aufnahmemitgliedstaat im Anschluss an eine grenziiberschreitende Beférderung unter den Vorausset-
zungen des Kapitels I11 der Verordnung (EG) Nr. 1072/2009. Die Ahndung von Verstél3en erfolgt Uber die Buf3-
geldvorschriften in § 19 Absatz 2a und Absatz 4 Nummer 2 des Guterkraftverkehrsgesetzes.
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Die Prifung der Einhaltung der Kabotage-Bestimmungen der Verordnung (EG) Nr. 1072/2009 erfolgt derzeit
anhand der nach Artikel 8 Absatz 3 Unterabsatz 1 vorzuweisenden Belege (ber die grenziiberschreitende Befor-
derung in den betreffenden Mitgliedstaat sowie fur jede einzelne der durchgefiihrten Kabotagebeforderungen. In
der Regel handelt es sich hierbei um einen Frachtbrief. Diese Belege kdnnen von Fahrern bzw. Unternehmen mit
krimineller Energie unterdriickt bzw. manipuliert werden. Zur Verifizierung stehen derzeit insbesondere Daten
des Fahrtenschreibers zur Verfligung. Die Daten des Fahrtenschreibers sind jedoch nur eingeschrénkt aussage-
kraftig, da derzeit nur bei den ab 15. Juni 2019 neu zugelassenen Fahrzeugen eine automatische Aufzeichnung
von wenigen Positionsdaten erfolgt. Derzeit kann aus den Daten der in den meisten Fahrzeugen eingebauten Fahr-
tenschreibern nicht zuverldssig entnommen werden, wo sich das Fahrzeug wann befunden hat. Ab 2026 stehen
mit der verpflichtenden Ausstattung aller grenziiberschreitend eingesetzten Fahrzeuge mit der nachsten Version
des intelligenten Fahrtenschreibers mehr Positionsdaten zur Verfligung. Mit Verabschiedung des EU-Mobilitéts-
paketes | ist die verbindliche Nutzung des intelligenten Fahrtenschreibers spétestens ab Herbst 2025 gesetzlich
vorgeschrieben. Dieser erfasst in regelméfigen Abstdnden Positionsdaten des Fahrzeugs und speichert diese im
internen Massenspeicher, wo diese flir Kontrollzwecke zur Verfiigung stehen.

Die Mautdaten zum Grenzubertritt (Kennzeichen des Fahrzeugs und zu einem Mautabschnitt verarbeitete Positi-
onsdaten, die Ort und Zeitpunkt der mautpflichtigen Befahrung des mautpflichtigen Streckennetzes enthalten)
kénnten bis zum flachendeckenden Einsatz des intelligenten Fahrtenschreibers Version 2 im Rahmen von Ord-
nungswidrigkeitenverfahren des Bundesamtes flr Glterverkehr einen Beitrag leisten, um fiir mautpflichtige Fahr-
zeuge, die den Kabotage-Regelungen unterfallende Beférderungen durchfiihren, die Angaben in Frachtbriefen
und die Daten des Fahrtenschreibers zu Grenzuberschreitungen tberprifen zu kdnnen. Das Verlassen des Bun-
desgebiets mehr als sieben Tage nach der Einfahrt nach Deutschland kann einen Anhaltspunkt bieten, ob eventuell
inlandische Beftrderungen in einem langeren Zeitraum als erlaubt stattgefunden haben.

Nach § 21 Absatz 2 des Glterkraftverkehrsgesetzes ist das Bundesamt fur Glterverkehr zustandig fur die Ahn-
dung von Zuwiderhandlungen gegen die Kabotage-Regelungen. Beim Bundesamt fiir Gliterverkehr liegen zudem
die Mautdaten vor, weil es auch dafiir die zustandige Behorde ist (vgl. 8§ 4 Absatz 3, § 4b sowie § 7 Absatz 1 und
2 des Bundesfernstralenmautgesetzes).

Die Nutzung der Mautdaten zum Grenzubertritt fir die Ahndung der Kabotage-Regelungen erfordert technische
MaRnahmen, insbesondere die Einrichtung eines Zugriffs der Bearbeiter der Ordnungswidrigkeitenverfahren
beim Bundesamt fur Guterverkehr. Bei der Einrichtung des Zugriffs ist zur Wahrung des Datenschutzes zu be-
achten, dass nur ein Zugriff auf Daten zu Grenziibertritten im Rahmen von Fahrten im Anwendungsbereich des
Avrtikels 8 der Verordnung (EG) Nr. 1072/2009 erfolgen darf. Die Dauer der Umsetzung l&sst sich noch nicht
abschlielend einschétzen.

Die Maglichkeit der Nutzung von Mautdaten fiir die Uberwachung der Kabotage-Regelungen ist zeitlich zu be-
fristen bis eine flachendeckende Nutzung von intelligenten Fahrtenschreibern Version 2 im grenziiberschreiten-
den Verkehr erfolgen muss. Entsprechend den Vorgaben des Artikels 8 Absatz 4a der Verordnung (EU) Nr.
165/2014 sind im grenzlberschreitenden Verkehr eingesetzte Fahrzeuge spétestens vier Jahre nach Inkrafttreten
der in Artikel 11 Absatz 2 der VO (EU) Nr. 165/2014 genannten Einzelvorschriften mit einem intelligenten Fahr-
tenschreiber Version 2 nachzuriisten. Entsprechend Artikel 11 Absatz 2 hat die Européische Kommission diese
Regelungen bis zum 21. August 2021 vorzulegen. Der Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser Einzelvorschriften kann
zum jetzigen Zeitpunkt nicht exakt ermittelt werden. Es ist jedoch davon auszugehen, dass dies bis zum 31. De-
zember 2021 erfolgt ist. Ab dem 1. Januar 2026 sollte daher jedes grenziiberschreitend eingesetzte Fahrzeug mit
einem intelligenten Fahrtenschreiber Version 2 ausgestattet sein. Ein Rickgriff auf die Mautdaten ist deshalb ab
diesem Zeitpunkt nicht mehr erforderlich.

Zu Buchstabe d (§ 9 Absatz 6 des BFStrMG)

Die anonymisierten Mautdaten sollen kiinftig auch fir Zwecke des Verkehrsmanagements genutzt werden kén-
nen. Fur die Verkehrslenkung aufgrund von aktuellen Befahrungsdaten sind die Daten zwar nicht geeignet, da es
sich einerseits lediglich um Daten der mautpflichtigen Fahrzeuge (mindestens 7,5 t zul&ssiges Gesamtgewicht,
keine Daten zu mautbefreiten Fahrzeugen und bei manueller Einbuchung via Mautstellenterminal, Internetportal
oder Smartphone-App) und andererseits nicht um Echtzeitdaten (durchschnittlich Versand nach 4 Stunden von
den Fahrzeuggeraten an den Betreiber und i.d.R. an die EEMD-Anbieter innerhalb von 24 Stunden) handelt. Die
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Daten miissen zudem nach der Erhebung zunéchst beim Betreiber bzw. den EEMD-Anbietern weiterverarbeitet,
qualitatsgesichert, anonymisiert und an das Bundesamt fur Giliterverkehr weitergeleitet werden. Das Bundesamt
fiir Glterverkehr muss diese Daten zudem an einen Dritten zur Weiterverarbeitung weiterleiten, der die Daten fir
das Verkehrsmanagement aufbereiten wiirde.

Es bieten sich jedoch Mdéglichkeiten, die Daten fiir verschiedene Anwendungsbereiche besser zu nutzen. Beispiel
hierfir ist die Verbesserung der Bedarfsplanung fiir Lkw-Parkplatze entlang des mautpflichtigen Streckennetzes,
insbesondere den Bundesautobahnen. Hierfir konnen die vorhandenen Daten anders als bislang aggregiert zur
Verfligung gestellt wirden, beispielsweise mit kiirzeren Auswertungszeitrdumen (z.B. mautpflichtige Befahrun-
gen in einem Abschnitt pro Viertelstunde statt pro Monat).

Zu Buchstabe e (§ 14 Absatz 6 und 7 sowie Anlagen 1, 7 und 8 des BFStrMG)
Ab 28. Oktober 2020: Absenkung des Mautteilsatzes der Infrastrukturkosten

Vor dem Européischen Gerichtshof (EuGH) war die Klage einer polnischen Spedition gegen das Wegekostengut-
achten 2007-2012 anhéngig. Der EUGH hat im Vorabentscheidungsverfahren C-321/19 mit Urteil vom 28. Okto-
ber 2020 entschieden, dass nach der Richtlinie 1999/62/EG (Eurovignetten-/ Wegekostenrichtlinie) in der vom
10. Juni 2006 bis 14. Oktober 2011 geltenden Fassung die Kosten der Verkehrspolizei nicht hatten angelastet
werden diirfen.

Die Bundesrepublik Deutschland hat alle Wegekostengutachten seit 2002 ordnungsgemaR bei der EU-Kommis-
sion notifiziert. Die Anlastung der Kosten der Verkehrspolizei wurde nie beanstandet. Deshalb hat die Bundesre-
publik Deutschland darauf vertraut, dass die Anlastung der Kosten der Verkehrspolizei europarechtskonform ist.
Der EuGH erwahnt in seinem Urteil (Rn. 52) ausdriicklich die zustimmenden Stellungnahmen der EU-Kommis-
sion vom 10. Dezember 2014 (C[2014] 9313 final) und vom 16. Januar 2019 (C[2019] 60). Die Mauteinnahmen
wurden (nach Abzug der Kosten fur Erhebung und Kontrolle der Lkw-Maut sowie der Mautharmonisierung)
zweckgebunden fir die Bundesfernstraen verwendet und sind so allen Nutzern des mautpflichtigen Streckennet-
zes zu Gute gekommen.

Der Mautteilsatz der Infrastrukturkosten (so wie im aktuellen Wegekostengutachten 2018-2022 berechnet und in
der geltenden Anlage 1 zum Bundesfernstralenmautgesetz geregelt) soll mit Wirkung vom 28. Oktober 2020
angepasst und um die Kosten der Verkehrspolizei bereinigt werden, um dem EuGH-Urteil Rechnung zu tragen.

Die Wegekostengutachter haben den Mautteilsatz der Infrastrukturkosten ermittelt, der sich ohne Beriicksichti-
gung der Kosten der Verkehrspolizei und bei einer Aktualisierung weiterer im Wegekostengutachten 2018-2022
zugrunde gelegten Parameter ergibt, d.h. die damaligen Prognosen wurden fiir die Jahre 2018 bis 2020 durch Ist-
Werte ersetzt und die Prognosen fiir die Jahre 2021 und 2022 auf den aktuellen Wissenstand angepasst. Aktuali-
siert wurden insbesondere die Fahrleistungen, tatsdchliche Zinsentwicklung, Netzentwicklung, Preisentwicklung
und Haushaltszahlen.

Diese Berechnung entspricht dem Grundsatz ,,Wirklichkeit schlagt Prognose®, insbesondere aufgrund der Be-
riicksichtigung der gesunkenen Fahrleistungen durch die Corona Pandemie. Damit tragt die Neuberechnung tiber
die gesamte funfjahrige Rechnungsperiode 2018 bis 2022 betrachtet (siehe § 3 Absatz 5 Satz 1 des Bundesfern-
straRenmautgesetzes) auch dem gebiihrenrechtlichen Kostendeckungsprinzip sowie dem Aquivalenzprinzip
Rechnung. Das Kostendeckungsprinzip geht davon aus, dass die Gebiihren fur die Inanspruchnahme einer Leis-
tung (hier die Benutzung der StraRenverkehrsinfrastruktur durch mautpflichtige Fahrzeuge) so bemessen sein sol-
len, dass die entstandenen Kosten des Leistungserbringers (hier des Staates) vollstandig gedeckt werden. Beim
Aquivalenzprinzip geht es um die Gleichwertigkeit von Leistung (Zurverfiigungstellung der StraReninfrastruktur)
und Gegenleistung (Zahlung der Mautgebtihr). Insgesamt flihrt die Neuberechnung daher zu einer gerechteren
Anlastung der Wegekosten im Zeitraum 2018-2022.

Mautteilsatz Infrastrukturkosten Bisher in Ab 28.10.2020
Cent/km in Cent/km

7,5 t bis unter 12 t zGG 8,0 6,5
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12 t bis 18 t zGG 11,5 11,2
Uber 18 t zGG mit bis zu 3 Achsen 16,0 15,5
Uber 18 t zGG mit 4 oder mehr Achsen 17,4 16,9

Fr den Zeitraum ab Urteilsverkiindung durch den EuGH am 28. Oktober 2020 kann sich die Bundesrepublik
nicht mehr auf Vertrauensschutz berufen. Daher kénnen die Mautpflichtigen schriftlich einen Erstattungsantrag
beim Bundesamt fiir Guterverkehr (8 4 Absatz 2 Satz 2 des BundesfernstraBenmautgesetzes) auf Erstattung der
Uberzahlten Mautgebiihren stellen. Als Belege sind insbesondere die monatlichen Abrechnungen der Toll Collect
GmbH oder der EEMD-Anbieter sowie die Einzelfahrtennachweise vorzulegen (§ 4 Absatz 2 Satz 3 des Bundes-
fernstraBenmautgesetzes).

Mit der riickwirkenden Absenkung des Mautteilsatzes fiir die Infrastrukturkosten zum 28. Oktober 2020 liegt eine
echte Rickwirkung im verfassungsrechtlichen Sinn vor. Die zu regelnden Sachverhalte, d.h. die mautpflichtigen
Fahrten, sind bereits abgeschlossen. Diese riickwirkende Regelung ist jedoch zul&ssig, weil sie im Ergebnis zu
einer Entlastung der Mautpflichtigen fuhrt. Zwar gibt es bei der Aktualisierung der Datengrundlagen, insbeson-
dere der Ersetzung der vorherigen Prognosen zu den Fahrleistungen durch reale Ist-Werte 2018-2020, auch be-
lastende Elemente. Jedoch Uberwiegen die entlastenden Bestandteile der Berechnung — neben der Herausrechnung
der Kosten der Verkehrspolizei wirken unter anderem auch die gesunkenen Erhebungskosten bei der Mautsys-
tembetreibergesellschaft Toll Collect GmbH mautsatzsenkend. MaBgeblich flr die Frage einer Belastung/Entlas-
tung der Mautpflichtigen ist also der Mautteilsatz der Infrastrukturkosten, der sich im Ergebnis der Berechnung
ergibt, nicht die einzelnen Bestandteile der Berechnung. Es wird durch die riickwirkende Absenkung kein schutz-
wirdiges Vertrauen der Mautpflichtigen enttduscht. Mit der riickwirkenden Anpassung des Mautteilsatzes der
Infrastrukturkosten fiir den Zeitraum 28. Oktober 2020 bis 30. September 2021 wird der Weg zur Erstattung der
uberzahlten Mautgebiihren mittels Antragsverfahren beim Bundesamt fir Guterverkehr nach 8 4 Absatz 2 Satz 2
des BundesfernstraBenmautgesetzes erdffnet, indem die angemessenen Gebiihren gesetzlich festgelegt werden.
Aus der Differenz der Gebiihrensétze jeweils multipliziert mit den gefahrenen mautpflichtigen Kilometern ergibt
sich die Hohe des Erstattungsbetrages.

Das Riickerstattungsvolumen belduft sich fir den Zeitraum 28. Oktober 2020 bis 30. September 2021 auf bis zu
194 Mio. Euro (wenn alle Mautpflichtigen einen Erstattungsantrag stellen). Fir den Zeitraum 1. Oktober 2021 bis
31. Dezember 2022 wird mit Mautmindereinnahmen gegeniiber den bisherigen Mautsétzen bei aktualisierter Ver-
kehrsleistungsprognose von 236 Mio. Euro gerechnet. Davon entfallen nach ersten Schéatzungen voraussichtlich
rd. 103 Mio. Euro auf das Jahr 2021 und 133 Mio. Euro auf das Jahr 2022.

Ab 1. Oktober 2021: Anhebung des Mautteilsatz der Luftverschmutzungskosten

Am 7. Juli 2020 wurde im Amtsblatt der EU Nr. C223, Seiten 1 und 2 die ,,Aktualisierung des Anhangs Il und
des Anhangs Illb Tabellen 1 und 2 in Bezug auf geltende Werte in Euro gemaR Artikel 10a der Richtlinie
1999/62/EG des Europaischen Parlaments und des Rates in der durch die Richtlinie 2011/76/EU des Europdischen
Parlaments und des Rates gednderten Fassung* verdffentlicht. Dadurch erhéhen sich die anlastbaren externen
Kosten der Luftverschmutzung und L&rmbelastung geringfligig. Weil in Deutschland die tatsachlich von den
mautpflichtigen Fahrzeugen verursachten Kosten Uber den Kappungsgrenzen des EU-Rechts liegen, soll der er-
offnete Spielraum genutzt und zumindest der Mautteilsatz fur die Kosten der Luftverschmutzung angepasst wer-
den. Bei den Kosten der Larmbelastung muss es aufgrund der Rundung bei 0,2 Cent/km verbleiben, weil das
Mautsystem nicht mit mehr Nachkommastellen als Zehntel-Centbetrégen arbeitet:

Mautteilsatze Luftverschmutzung und Bisher in Ab 01.10.2021
Larmbelastung Cent/km in Cent/km

Luftverschmutzung Euro 6 1,1 1,2
Luftverschmutzung EEV und Euro 5 2,2 2,3
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Luftverschmutzung Euro 4 und Euro 3 3,2 34
PMK 2

Luftverschmutzung Euro 3 und Euro 2 6,4 6,7
PMK 1

Luftverschmutzung Euro 2 74 7,8
Luftverschmutzung Euro 1 und Fzg ohne 8,5 8,9
Einstufung

Larmbelastung 0,22 (=0,2) 0,23 (=0,2)

Eine riickwirkende Anhebung des Mautteilsatzes der Luftverschmutzungskosten kommt aufgrund des verfas-
sungsrechtlichen Rickwirkungsverbots nicht in Betracht. Daher gilt die Erhdhung ab Inkrafttreten des vorliegen-
den Anderungsgesetzes zum 1. Oktober 2021.

8 14 wird um einen neuen Absatz 6 fur den Zeitraum 1. Januar 2019 bis 27. Oktober 2020 und einen neuen Ab-
satz 7 fir den Zeitraum 28. Oktober 2020 bis 30. September 2021 ergénzt (Nummer 11).

Der Mautteilsatz der Infrastrukturkosten ohne Kosten der Verkehrspolizei sowie der an das EU-Recht angepasste
Mautteilsatz der Luftverschmutzungskosten kommen flr den Zeitraum ab dem 1. Oktober 2021 in die neue An-
lage 1 (Nummer 12).

Die bisherigen Mautsétze fiir den Zeitraum 1. Januar 2019 bis 27. Oktober 2020 werden die neue Anlage 7. Damit
ist keine riickwirkende Bestatigung der Mautsatze durch den Gesetzgeber gemeint, sondern die Verschiebung von
der Anlage 1 zur Anlage 7 erfolgt ausschliellich aus dem Grund, damit die bisherige Systematik der Anlagen im
Bundesfernstraenmautgesetz weiter eingehalten wird, d.h. die jeweils aktuellen Mautsétze sind in der Anlage 1
geregelt und in der Anlage 2 fortfolgend sind die in friiheren Zeitraumen geltenden Mautsétze chronologisch nach
zeitlicher Geltungsdauer aufgefihrt.

Die Mautsatze ohne die Kosten der Verkehrspolizei fiir den Zeitraum 28. Oktober 2020 bis 30. September 2021
und ohne Anhebung des Mautteilsatzes der Luftverschmutzungskosten kommen in die neue Anlage 8 (Num-
mer 13).

Insgesamt ergibt sich damit folgende Systematik zur zeitlichen Geltungsdauer der Mautsatze im Bundesfernstra-
Renmautgesetz:

Anlage Nr. Geltungszeitraum

Anlage 1 Fir Sachverhalte, die ab dem 1. Oktober 2021 entstehen
werden.

Anlage 2 Far Sachverhalte, die ab dem 1. Juli 2003 und bis zum Ab-
lauf des 31. August 2007 entstanden sind.

Anlage 3 Far Sachverhalte, die ab dem 1. September 2007 und bis
zum Ablauf des 31. Dezember 2008 entstanden sind.

Anlage 4 Fir Sachverhalte, die ab dem 1. Januar 2009 und bis zum
Ablauf des 31. Dezember 2014 entstanden sind.

Anlage 5 Fir Sachverhalte, die ab dem 1. Januar 2015 und bis zum
Ablauf des 30. September 2015 entstanden sind.

Anlage 6 Far Sachverhalte, die ab dem 1. Oktober 2015 und bis zum

Ablauf des 31. Dezember 2018 entstanden sind.

Anlage 7 Fir Sachverhalte, die ab dem 1. Januar 2019 und bis zum
Ablauf des 27. Oktober 2020 entstanden sind.
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Anlage 8 Fir Sachverhalte, die ab dem 28. Oktober 2020 und bis
zum Ablauf des 30. September 2021 entstanden sind bzw.
entstehen werden.

Zu Nummer 2 (Anderung des Gerichtskostengesetzes)

Nach § 10a Absatz 1 Satz 1 des Bundesfernstralenmautgesetzes kénnen dem Halter eines Fahrzeugs die Kosten
des BulRgeldverfahrens auferlegt werden, wenn dieses eingestellt wird, weil er den Fahrer nicht benannt hat. Ein-
gestellt werden kann das BuBgeldverfahren vom Bundesamt fur Guterverkehr, der Staatsanwaltschaft und dem
Amtsgericht. Gegen die Kostentscheidung des Bundesamtes fiir Glterverkehr und der Staatsanwaltschaft kann
der Betroffene Rechtsbehelf erheben (Antrag auf gerichtliche Entscheidung, § 25a Absatz 3 Satz 1 des StralRen-
verkehrsgesetzes i.V.m. § 10a Absatz 1 Satz 3 des Bundesfernstralenmautgesetzes).

Die Kosten der (Ausgangs-) Entscheidung des Bundesamtes fiir Giiterverkehr ergeben sich aus § 107 Absatz 2
des Ordnungswidrigkeitengesetzes i.V.m. § 10a Absatz 2 des BundesfernstraBenmautgesetzes. Fir die (Aus-
gangs-) Entscheidung der Staatsanwaltschaft und des Amtsgerichts sollten sich die Kosten aus dem Kostenver-
zeichnis des Gerichtskostengesetzes Nr. 4301 und 4302 ergeben. Der Verweis auf 8 25a Absatz 3 des Strallenver-
kehrsgesetzes geht fehl, da dieser das Rechtsbehelfsverfahren regelt. Die Kosten hierfur ergeben sich aus dem
Kostenverzeichnis des Gerichtskostengesetzes Nr. 4303.

Berlin, den 19. Mai 2021

Oliver Luksic
Berichterstatter



	1. Artikel 2 wird wie folgt geändert:
	a) Vor Nummer 1 wird folgende neue Nummer 1 eingefügt:
	b) Die bisherigen Nummern 1 bis 9 werden die Nummern 2 bis 10.
	c) Die neue Nummer 2 Buchstabe b wird wie folgt gefasst:
	d) In der neuen Nummer 8 Buchstabe c werden nach den Wörtern „für statistische Zwecke“ die Wörter „und für Zwecke des Verkehrsmanagements“ eingefügt.
	e) Nach der neuen Nummer 10 werden folgende Nummern 11 bis 13 angefügt:

	2. In Artikel 3 werden die Wörter „und nach § 10a BFStrMG in Verbindung mit § 25a Abs. 3 StVG“ durch die Wörter „oder des § 10a Absatz 1 Satz 1 BFStrMG“ ersetzt.



